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230-2-W 

Bekanntmachung 

des 


Staatsvertrags 

zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern 


zur Änderung des Staatsvertrags über die Zusammenarbeit 

bei der LandesentWicklung und über die Regionalplanung 


in der Region Donau-Iller 


Vom 2. September 2011 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be­
schluss vom 12. Juli 2011 dem am 17. Januar 2011 und 
am 19. Januar 2011 unterzeichneten Staatsvertrag 
zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem 
Freistaat Bayern zur Änderung des Staatsvertrags 
über die Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung 
und über die Regionalplanung in der Region Donau­
Iller zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend 
bekannt gemacht. 

München, den 2. September 2011 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Horst See hof e r 

Staatsvertrag 

zwischen dem Land Baden-Württemberg und dem Freistaat Bayern 


zur Änderung des Staatsvertrags über die Zusammenarbeit 

bei der Landesentwicklung und 


. über die Regionalplanung in der Region Donau-Iller1) 


Das Land Baden-Württemberg, vertreten durch sammenarbeit bei der Landesentwicklung und über 
den Ministerpräsidenten, dieser vertreten durch den die Regionalplanung in der Region Donau-Iller vom 
Wirtschaftsminister, und der Freistaat Bayern, vertre­ 31.März 1973(GBL S.129;GVBl. S. 305,BayRS230-2-W). 
ten durch den Ministerpräsidenten, dieser vertreten geändert durch Staatsvertrag vom 25. Februar 2003/ 
durch den Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, 12. März 2003 (GBL S. 214; GVBl. S. 319). wird wie 
Verkehr und Technologie, schließen nachstehenden folgt geändert: . 
Staatsvertrag: 

1. Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

Artikel 1 "Artikel 1 

Der Staatsvertrag zwischen dem Land Baden­ Zusammenarbeit bei der Landesentwicklung 
Württemberg und dem Freistaat Bayern über die Zu­

(1) Die vertragsschließenden Länder arbeiten 
bei der Landesentwicklung in den benachbarten 

I) Dieser Staatsvertrag dient auch der Umsetzung der Richtli­ Räumen zusammen. Sie erarbeiten ihre Planun­
nie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates gen, soweit diese die Entwicklung von benach­vom 21. Juni 2001 über die Prüfung der Umweltauswirkun­

gen bestimmter Pläne und Programme (ABI EG Nr. L 191 barten Räumen beeinflussen können, in engem 

S.30). Zusammenwirken. 
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(2) Die obersten Landesplanungsbehörden 
treten bei Bedarf zusammen. Sie können dabei 
die fachlich berührten Stellen hinzuziehen. 

(3) Die Landesplanungsbehörden beteiligen 
an allen Verfahren, die der Abstimmung raumbe-­
deutsamer Planungen und Maßnahmen dienen, 
soweit sich diese im Gebiet des anderen Landes 
auswirken können, die jeweils zuständigen Lan­
desplanungsbehörden im anderen Land. Diese 
hören die berührten Stellen, insbesondere die 
Träger der Regionalplanung. 

(4) Die Landesplanungsbehörden wirken 
darauf hin, dass die mit raumbedeutsamen fach­
lichen Planungen oder Maßnahmen befassten 
Stellen grenzüberschreitend zusammenarbei­
ten." 

2. Artikel 2 wird aufgehoben. 

3. In Artikel 3 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte "und 
Regionalpläne ganz oder zum Teil" gestrichen. 

4. Die Überschrift des Abschnitts I im Zweiten Teil 
erhält folgende Fassung: 

"Abschnitt I 	 Aufgaben, Verfassung und Verwal­
tung". 

S. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In der Überschrift wird das Wort "Errichtung" 
durch die Worte "Rechtsstellung und Aufga­
ben" ersetzt. 

b) 	 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Regionalverband Donau-Iller ist als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts Träger 
der Regionalplanung in der grenzüberschrei­
tenden Region Donau-Iller. Er wirkt nach Maß­
gabe des Artikels 22 und mit Zustimmung der 
obersten Landesplanungsbehörden beider 
Länder durch andere geeignete Maßnahmen 
auf die Verwirklichung der Regionalplanung 
hin. Ferner wirkt er bei der Landesplanung 
der vertragsschließenden Länder mit. " 

c) 	 Absatz 4 Satz 3 wird folgender Halbsatz ange­
fügt: 

",soweit dieser Vertrag keine Bestimmungen 
enthält. " 

6. ArtikelS und 6 werden aufgehoben. 

7. Die Überschrift" Abschnitt II Verfassung und Ver­
waltung" wird gestrichen. 

8. Artikel 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

"Die Verbandssatzung muss mit der Mehr­
heit von zwei Dritteln der Stimmen der Mit­

glieder der Verbandsversammlung beschlossen 
werden; sie ist der Aufsichtsbehörde anzuzei­
gen. Sie darf nur in Kraft gesetzt werden, wenn 
die Aufsichtsbehörde nicht innerhalb einer Frist 
von sechs Wochen nach Eingang der Anzeige 
die Verletzung von Rechtsvorschriften geltend 
macht oder wenn sie vor Ablauf der Frist erklärt 
hat, dass sie keine Verletzung von Rechtsvor­
schriften geltend macht. Die Verbandssatzung 
wird ganz oder teilweise von der Aufsichtsbe­
hörde erlassen, soweit innerhalb einer von dieser 
gesetzten angemessenen Frist keine Verbands­
satzung beschlossen wird oder eine beschlossene 
Verbandssatzung nicht in Kraft gesetzt werden 
darf, weil die Aufsichtsbehörde die Verletzung 
von Rechtsvorschriften geltend gemacht hat. 
Den Verbandsmitgliedern ist vorher Gelegenheit 
zu geben, ihre Auffassung zum Inhalt der Ver­
bandssatzung darzulegen. Die Vorschriften die­
ses Vertrags über die Aufstellung der Verbands­
satzung gelten auch für deren Änderung oder 
Aufhebung. " 

9. Artikel 9 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

"für jeden weiteren Vertreter ist mindestens 
ein Stellvertreter zu wählen. " 

b) 	 Nach Absatz 3 Satz 1 wird folgender Satz 2 
eingefügt: 

"Dabei ist der auf den 30. Juni fortgeschrie­
bene Bevölkerungsstand (Wohnbevölkerung) 
mit Wirkung zum 1. Januar des folgenden 
Jahres zugrunde zu legen." 

c) 	 In Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort 
"Wählbarkeit" die Worte "in den Landtag 
eines der vertragsschließenden Länder und" 
eingefügt. 

d) 	 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aal In Nummer 1 wird das Wort "Angestell ­
te" durch das Wort "Arbeitnehmer" er­
setzt. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

"Beamte und Arbeitnehmer der in Artikel 
17 genannten Behörden, die unmittelbar 
mit der Ausübung der Aufsicht befasst 
sind, sowie leitende Beamte und leitende 
Arbeitnehmer der Gemeindeprüfungsan­
stalt. " 

cc) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

"Satz 1 findet keine Anwendung auf Ar­
beitnehmer, die überwiegend körperliche 
Arbeit verrichten. " 



432 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 1712011 

10. 	Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 2 werden die Worte "durch die 
Verbandssatzung beschließende und" gestri ­
chen. 

b) 	 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aal 	In Satz 1 werden die Worte "Beschließen­
den Ausschüssen" durch die Worte "Dem 
Planungsausschuss " ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Worte "Auf beschließende Aus­
schüsse" werden durch die Worte 
"Auf den Planungsausschuss " er­
setzt. 

bbb) Nummer 2 werden die Worte "un­
beschadet der Regelung in Absatz 1 
Satz 5" angefügt. 

ccc) In Nummer 3 wird die Zahl 6 " " durch die Zahl ,,23" ersetzt. 

ddd) Nummer 4 werden die Worte "un­
beschadet der Regelung in Absatz 1 
Satz 5" angefügt. 

11. 	Artikel 12 werden folgende Absätze 3 und 4 ange­
fügt: 

,,(3) Der Verbandsvorsitzende ist Vorsitzender 
der Verbandsversammlung und der Ausschüsse. 
Er vertritt den Verband, leitet die Verbandsver­
waltung und erledigt die Geschäfte der laufenden 
Verwaltung. Er bereitet die Sitzungen der Ver­
bandsversammlung und der Ausschüsse vor und 
vollzieht deren Beschlüsse. 

(4) Der Verbandsvorsitzende ist Vorgesetz­
ter, Dienstvorgesetzter und oberste Dienst­
behörde der Bediensteten des Regionalver­
bands. " 

12. 	Artikel 13 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 2 werden die Worte "Beamter oder 
Angestellter" durch das Wort "Bediensteter" 
ersetzt. 

b) 	 Absatz 3 wird aufgehoben. 

13. 	In Artikel 15 werden die Worte '" soweit keine 
sondergesetzlichen Bestimmungen bestehen, " 
gestrichen. 

14. 	Artikel 16 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 Satz 3 wird folgender Halbsatz ange­
fügt: 

",wegen der Sonderbelastung durch die 

grenzüberschreitenden Aufgaben ergänzt um 
20 vom Hundert dieses Betrags" . 

b) 	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

"Der Regionalverband kann Gebühren in 
entsprechender Anwendung der Vorschriften 
des Kommunalabgabengesetzes Baden-Würt­
temberg erheben." 

15. 	Artikel 17 erhält folgende Fassung: 

"Die Aufsicht über den Verband führt das Re­
gierungspräsidium Tübingen (Aufsichtsbehörde) 
im Einvernehmen mit der Regierung von Schwa­
ben. Oberste Aufsichtsbehörde ist die oberste 
Landesplanungsbehörde Baden-Württembergs, 
die im Einvernehmen mit der obersten Landespla­
nungsbehörde Bayerns entscheidet. " 

16. In 	der Überschrift "Abschnitt III Regionalplan" 
wird die Zahl "IlI" durch die Zahl "JI" ersetzt. 

17. 	Artikel 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Der Regionalverband kann sachliche oder 
räumliche Abschnitte des Regionalplans 
gesondert aufstellen, soweit gewährleistet 
bleibt, dass diese sich in die Grundzüge des 
Regionalplans einfügen. " 

b) 	 Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

"Die Vorschriften des Bayerischen Lan­
desplanungsgesetzes über die Ausarbeitung 
und über die Aufstellung von Raumordnungs­
plänen und über die Planerhaltung sind in 
der jeweils geltenden Fassung entsprechend 
anzuwenden, soweit sie Regionalpläne be­
treffen und soweit dieser Vertrag keine Be­
stimmungen enthält. Die Ausarbeitung des 
Regionalplans und die Erstellung der Arbeits­
unterlagen für die Verbandsorgane obliegen 
dem Regionalverband. Die Überwachung 
erheblicher Umweltauswirkungen bei der 
Verwirklichung des Regionalplans obliegt in 
gegenseitiger Abstimmung dem Regierungs­
präsidium Tübingen und der Regierung von 
Schwaben insbesondere auf der Grundlage 
von Mitteilungen des Regionalverbands und 
von Behörden, deren Aufgabengebiet betrof­
fen ist, über erhebliche Auswirkungen der 
Durchführung des Plans auf die Umwelt." 

c) 	 Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Absät­
ze 3 bis 5 und erhalten folgende Fassung: 

,,(3) Die obersten Landesplanungsbehör­
den können im gegenseitigen Einvernehmen 
die erforderlichen Weisungen zur Konkreti­
sierung des Landesentwicklungsplans Baden­
Württemberg und des Landesentwicklungs­
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programms Bayern, zum Planungszeitraum 
und zur Form des Regionalplans erteilen. 

(4) Der Regionalplan wird von der Ver­
bandsversammlung oder dem Planungsaus­
schuss als Satzung beschlossen. 

(5) Der Regionalplan ist entsprechend der 
weiteren Entwicklung fortzuschreiben. Für 
Fortschreibungen und sonstige Änderungen 
gelten die Absätze 1 bis 4 und Artikel 19 bis 
21 entsprechend." 

18. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Die Absätze 1 bis 3 erhalten folgende Fas­
sung: 

,,(1) Der Regionalplan legt die anzustre­
bende räumliche Entwicklung und Ordnung 
der Region in beschreibender und zeichne­
rischer Form als Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung fest. Die Ziele sind durch den 
Buchstaben "Z", die Grundsätze sind durch 
den Buchstaben "G" zu kennzeichnen. Im 
Regionalplan sind die verbindlichen Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung des Bun­
des und der beiden Länder nach Maßgabe 
der Leitvorstellung und des Gegenstrom­
prinzips zu konkretisieren; Artikel 21 Abs. 1 
Satz 2 bleibt unberührt. 

(2) Soweit es für die Entwicklung und 
Ordnung der Region erforderlich ist (Regio­
nalbedeutsamkeit). enthält der Regionalplan 
Festlegungen zur anzustrebenden Siedlungs-, 
Freiraum- und Infrastruktur der Region. 

Dazu sind im Regionalplan festzulegen: 

1. 	 Unterzentren und Kleinzentren; im Ver­
dichtungsraum kann von der Festlegung 
von Kleinzentren abgesehen werden, 

2. 	 regionale Entwicklungsachsen, soweit sie 
zur grenzüberschreitenden Entwicklung 
erforderlich sind, 

3. 	 Gemeinden oder Gemeindeteile, in de­
nen eine verstärkte Siedlungstätigkeit 
stattfinden soll (Siedlungsbereiche) und 
Gemeinden, in denen aus besonderen 
Gründen, vor allem aus Rücksicht auf 
Naturgüter, keine über die Eigenentwick­
Iunghinausgehende Siedlungstätigkeit 
stattfinden soll, 

4. 	 regionale Grünzüge und Grünzäsuren, 

5. 	 Gebiete zur Sicherung von Wasservor­
kommen und Gebiete für den vorbeugen­
den Hochwasserschutz, 

6. 	 Gebiete für den Abbau oberflächennaher 

Rohstoffe und Gebiete zur Sicherung von 
Rohstoffen sowie Gebiete für Standorte 
regionalbedeutsamer Windkraftanlagen. 

Im Regionalplan können festgelegt werden: 

1. 	 Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe 
und Dienstleistungseinrichtungen, insbe­
sondere Standorte für Einkaufszentren, 
großflächige Einzelhandelsbetriebe und 
sonstige großflächige Handelsbetriebe, 

2. 	 Gebiete für besondere Nutzungen im 
Freiraum, vor allem für Naturschutz und 
Landschaftspflege, für Bodenerhaltung, 
für Landwirtschaft, für Forstwirtschaft 
und für Waldfunktionen sowie für Erho­
lung, 

3. 	 Standorte und Trassen für Infrastruktur­
vorhaben. 

(3) Der Regionalplan kann die Festlegun­
gen nach Absatz 2 Satz 2 Nr. 6 und Satz 3 
Nr. 1 und 3 in der Form von Vorranggebieten, 
Vorbehaltsgebieten und Ausschlussgebieten 
treffen; abweichend hiervon müssen Standor­
te für regionalbedeutsame Windkraftanlagen 
als Vorranggebiete und die übrigen Gebiete 
der Region als Ausschlussgebiete, in denen 
regionalbedeutsame Windkraftanlagen nicht 
zulässig sind, festgelegt werden. Der Regio­
nalplan kann die Festlegungen nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 4 und Nr. 5 sowie Satz 3 Nr. 2 in der 
Form von Vorranggebieten oder von Vorbe­
haltsgebieten treffen. Bei einer Änderung der 
Bestimmungen über den Inhalt von Regional­
plänen in den Landesplanungsgesetzen oder 
auf deren Grundlage erlassenen Vorschriften 
der beiden Länder können die obersten Lan­
desplanungsbehörden im gegenseitigen Ein­
vernehmen durch Rechtsverordnung die Vor­
gaben für den Inhalt des Regionalplans den 
geänderten Vorschriften anpassen. " 

b) 	 Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen. 

19. 	Artikel 20 und 21 erhalten folgende Fassung: 

"Artikel 20 

Beteiligungsverfahren 

(1) Die Auslegung des Planentwurfs durch 
den Regionalverband bei der Aufstellung des 
Regionalplans erfolgt beim Regionalverband, 
beim Regierungspräsidium Tübingen und bei der 
Regierung von Schwaben; die Einstellung des 
Entwurfs in das Internet obliegt dem Regional­
verband. Die Bekanntmachung darüber erfolgt 
durch den Regionalverband im Staatsanzeiger für 
Baden-Württemberg, im Bayerischen Staatsan­
zeiger und in den Verkündungsblättern der Ver­
bandsmitglieder. 
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(2) Bei der Vorlage des Regionalplans zur Ver­
bindlicherklärung sind die nicht berücksichtigten 
Anregungen und Bedenken mit einer Stellung­
nahme des Regionalverbands beizufügen. 

Artikel 21 

Verbindlicherklärung 

(1) Der Regionalplan wird von der obersten 
Landesplanungsbehörde Baden-Württembergs 
im Einvernehmen mit der obersten Landespla­
nungsbehörde Bayerns durch Genehmigung der 
Satzung für verbindlich erklärt, soweit der Re­
gionalplan nach diesem Vertrag aufgestellt ist, 
sonstigen Rechtsvorschriften nicht widerspricht 
und sich die vorgesehene Entwicklung der Regi­
on in die angestrebte räumliche Entwicklung der 
vertragsschließenden Länder einfügt, wie sie sich 
aus Entwicklungsplänen oder Entwicklungspro­
grammen sowie Entscheidungen der Landtage, 
der Landesregierungen und der obersten Landes­
behörden ergibt. Zur Wahrung der Einheitlichkeit 
der räumlichen Entwicklung und Ordnung der 
Region können Ausnahmen von den im Landes­
entwicklungsplan Baden-Württemberg oder im 
Landesentwicklungsprogramm Bayern festgeleg­
ten Zielen der Raumordnung zugelassen werden, 
die Zulassung einer Ausnahme kann bereits wäh­
rend des Aufstellungsverfahrens in Aussicht ge­
stellt werden. 

(2) Der Regionalverband macht die Erteilung 
der Genehmigung nach Absatz 1 im Staatsan­
zeiger für Baden-Württemberg und im Baye­
rischen Staatsanzeiger öffentlich bekannt. Die 
Bekanntmachung tritt an die Stelle der sonst für 
Satzungen vorgeschriebenen Veröffentlichung. 
Der Regionalplan wird am Tage nach der letzten 
Bekanntmachung verbindlich. Der Regionalplan, 
die Satzung und die Genehmigung dazu sind 
vom Regionalverband in das Internet einzustellen 
und beim Regionalverband, beim Regierungs­
präsidium Tübingen und bei der Regierung von 
Schwaben zur Einsichtnahme auszulegen; in der 
Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen. 

(3) Die obersten Landesplanungsbehörden 
oder die von ihnen beauftragten höheren Lan­
desplanungsbehörden können in gegenseitigem 
Einvernehmen nach Anhörung des Regionalver­
bands und der berührten Stellen Abweichungen 
von einem Ziel der Raumordnung zulassen, wenn 
die Abweichung unter raumordnerischen Ge­
sichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden. Antragsbefugt 
sind öffentliche Stellen und Personen des Privat­
rechts, die das Ziel der Raumordnung zu beachten 
haben." 

20. Die 	 Überschrift "Dritter Teil Übergangs- und 
Schlussbestimmungen" vor Artikel 22 wird gestri ­
chen. 

21. 	Artikel 22 und 23 erhalten folgende Fassung: 

"Artikel 22 

Vorbereitung und Verwirklichung des 
Regionalplans 

Der Regionalverband wirkt auf die Verwirk­
lichung des Regionalplans hin. Er fördert 
die Zusammenarbeit der für die Verwirklichung 
maßgeblichen öffentlichen Stellen und Perso­
nen des Privatrechts. Dies kann insbesondere 
im Rahmen von Entwicklungskonzepten tUr die 
Region oder für Teilräume der Region erfolgen, 
durch die raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen vorgescplagen und aufeinander 
abgestimmt werden (regionale Entwicklungs­
konzepte). Der Regionalverband unterstützt die 
Zusammenarbeit von Gemeinden zur Stärkung 
teilräumlicher Entwicklungen, insbesondere 
durch Städtenetze. Der Regionalverband kann 
zur Vorbereitung und Verwirklichung des Regi­
onalplans vertragliche Vereinbarungen schlie­
ßen. 

Artikel 23 

Mitwirkung des Regionalverbands 
bei regionalbedeutsamen Angelegenheiten 

Der Regionalverband kann in allen regional­
bedeutsamen Angelegenheiten, insbesondere 
bei der regionalbedeutsamen Wirtschaftsförde­
rung und beim regionalen Tourismusmarketing, 
Mitglied in Körperschaften, Gesellschaften und 
Einrichtungen werden. Die Mitgliedschaft muss 

. mit einer Mehrheit von 2/3 der Stimmen der Mit­
glieder der Verbandsversammlung beschlossen 
werden, wenn sie umlagenrelevant ist. Die Mit­
gliedschaft bedarf der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde... 

22. 	Nach Artikel 23 werden folgende Artikel23a und 
23b eingefügt: 

"Artikel23a 

Planungsgebot 

(1) Die Träger der Bauleitplanung können 
durch den Regionalverband dazu verpflichtet 
werden, die Bauleitpläne den Zielen der Raum­
ordnung und Landesplanung anzupassen, insbe­
sondere Bauleitpläne aufzustellen, wenn dies zur 
Verwirklichung von regionalbedeutsamen Vorha­
ben gemäß Artikel 19 Abs. 2 oder zur Erreichung 
anderer Ziele der Raumordnung erforderlich ist 
(Planungsgebot). 

(2) Kommt der Träger der Bauleitplanung dem 
Planungsgebot nicht nach, trifft die zuständige 
Rechtsaufsichtsbehörde die erforderlichen Maß­
nahmen. 
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Artikel23b 

Klagebefugnis 

Der Regionalverband kann ungeachtet einer 
ihm nach § 42 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsord­
nung bereits zustehenden Klagebefugnis durch 
Klage die Aufhebung eines Verwaltungsakts be­
gehren, soweit er geltend macht, dass in Bezug 
auf das Verbandsgebiet die Anforderungen des 
§ 4 des Raumordnungsgesetzes nicht beachtet 
worden sind; die Klagebefugnis ist auf solche Ver­
waltungsakte beschränkt, die die Errichtung, Er­
weiterung oder wesentliche Nutzungsänderung 
eines Einkaufszentrums, eines großflächigen Ein­
zelhandelsbetriebs oder eines sonstigen großflä­
chigen Handelsbetriebs betreffen." 

23. Vor Artikel 24 wird die Überschrift "Dritter Teil 
Schlussbestimmungen" eingefügt. 

24. Art. 24 erhält folgende Fassung: 

"Dieser Staatsvertrag kann unter Einhal­
tung einer Frist von einem Jahr zum Ablauf ei­
ner Amtszeit der weiteren Vertreter in der Ver­
bandsversammlung gekündigt werden. Er kann 
darüber hinaus mit einer Frist von zwei Jahren 
gekündigt werden, wenn im Verwaltungsaufbau 
der vertragsschließenden Länder grundlegende 
Änderungen eintreten, die die Verbandsaufgaben 
berühren." 

25. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 

Artikel 2 

(1) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zustimmung der 
verfassungsmäßig zuständigen Organe der vertrags­
schließenden Länder an dem Tag, der auf den Aus­
tausch der Ratifikationsurkunden folgt, in Kraft. 

(2) Die obersten Landesplanungsbehörden kön­
nen im gegenseitigen Einvernehmen den Wortlaut 
des Staatsvertrags in der Fassung dieses Änderungs­
staatsvertrags mit neuer Artikelfolge bekannt machen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts bereinigen. 

(3) Bei Inkrafttreten dieses Staatsvertrags laufen­
de Verfahren zur Aufstellung, Fortschreibung und 
sonstigen Änderung des Regionalplans können nach 
den bisher geltenden Vorschriften zum Inhalt des Re­
gionalplans weitergeführt werden. 

(4) Die Städte Senden und Vöhringen bleiben 
Siedlungsschwerpunkte, bis durch das Landesent­
wicklungsprogramm Bayern oder den Regionalplan 
eine andere Regelung getroffen wird. 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Stuttgart, den 19.01.2011 
Der Wirtschaftsminister 

Ernst P fis t e r 

Für den Freistaat Bayern: 
München, den 17.01.2011 
Der Staatsminister für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie 

Martin Z eil 
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2030-1-10-1-L 

Verordnung 

zur Änderung der 


Verordnung über die Ausbildungskapazität der 

Staatsforstverwaltung im Vorbereitungsdienst für den 

höheren und den gehobenen technischen Forstdienst 


Vom 26. August 2011 

Auf Grund des Art. 8 Abs. 1 des Gesetzes über 
die Zulassung zum Vorbereitungsdienst für den hö­
heren und den gehobenen technischen Forstdienst 
in Bayern (Forstzulassungsgesetz - FoZuIG) vom 
10. Juni 1992 (GVBl S. 150, BayRS 2030-1-10-L), zu­
letzt geändert durch Art. 27 des Gesetzes vom 26. Juli 
2005 (GVBl S. 287), erlässt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Ausbildungskapazität 
der Staatsforstverwaltung im Vorbereitungsdienst 
für den höheren und den gehobenen technischen 
Forstdienst (AusbKapV/hF-gtF) vom 4. Januar 1999 
(GVBl S. 32, BayRS 2030-1-10-1-L) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. 	 Die Überschrift der Verordnung erhält folgende 
Fassung: 

"Verordnung über die Ausbildungskapazi­
tät der Bayerischen Forstverwaltung in den 
forstlichen Vorbereitungsdiensten 
(Ausbildungskapazitätsverordnung 
AusbKapV/Forst)" . 

in 
F

Bayern 
orst 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1; dieser 
wird wie folgt geändert: 

aal 	Das Wort "Staatsforstverwaltung" wird 
durch die Worte "Bayerischen Forstver­
waltung" ersetzt. 

bb) Die Worte "im höheren Forstdienst" wer­
den durch die Worte "für den Einstieg in 
der vierten Qualifikationsebene" ersetzt. 

cc) 	 Die Worte "im gehobenen technischen 
Forstdienst" werden durch die Worte "für 
den Einstieg in der dritten Qualifikations­
ebene " ersetzt. 

b) 	 Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Für die Einstellungsjahrgänge2011 bis 2015 
beträgt abweichend von Satz 1 die Ausbil ­
dungskapazität für den Einstieg in der dritten 
Qualifikationsebene 60 Ausbildungsplätze. " 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2011 in 
Kraft. 

München, den 26. August 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Helmut B run n er, Staatsminister 
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2236-9-2-UK 

Neunte Verordnung 

zur Änderung der 


Verordnung über die Ausbildungsrichtungen 

und Fachrichtungen der Fachakademien 


Vom 30. August 2011 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 4 Satz 1 des Bayeri­
schen Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts­
wesen (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Mai 2000 (GVBI S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230-1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Juli 2011 (GVBI S. 313), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus folgende 
Verordnung: 

§ 1 

§ 2 der Verordnung über die Ausbildungsrich­
tungen und Fachrichtungen der Fachakademien vom 
29. Mai 1990 (GVBI S. 196, BayRS 2236-9-2-UK), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 7. Juni 2010 
(GVBl S. 291). wird wie folgt geändert: 

1. 	 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Nr. 2 werden die Worte "Brauwesen und 
Getränketechnik" durch die Worte "Brau­
und Getränketechnologie " ersetzt. 

b) 	 Nm. 7 und 8 werden durch folgende Nm. 7 
bis 9 ersetzt: 

"7. 	 Medizintechnik, 

8. 	 Raum- und Objektdesign, 

9. 	 Restauratorenausbildung, ". 

c) 	 Die bisherigen Nm. 9 und 10 werden Nm. 10 
und 11. 

2. 	 Abs. 3 wird aufgehoben. 

§2 

§ 2 Abs. 1 der Verordnung über die Ausbildungs­
richtungen und Fachrichtungen der Fachakademien 
vom 29. Mai 1990, zuletzt geändert durch § 1 dieser 
Verordnung, wird wie folgt geändert: 

1. 	 Nr. 1 wird aufgehoben. 

2. 	 Die bisherigen Nm. 2 bis 11 werden Nm. 1 bis 10. 

§3 

1§ 1 dieser Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 2011 in Kraft. 2§ 2 tritt am 1. August 2012 
in Kraft. 

München, den 30. August 2011 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig S p a e nIe, Staatsminister 
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600-15-F 

Verordnung 

zur Änderung der 


Verordnung über die Bayerische Verwaltung 

der staatlichen Schlösser. Gärten und Seen 


Vom 1. September 2011 

Auf Grund des Art. 20 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 des 
Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verord­
nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung - Landesstraf- und Verordnungsgesetz 
- LStVG - (BayRS 2011-2-1). zuletzt geändert durch 
§ 6 des Gesetzes vom 12. April 2010 (GVBl S. 169), er­
lässt das Bayerische Staatsministerium der Finanzen 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Bayerische Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen (BSSV) 
vom 14. Dezember 2001 (GVBI 2002 S. 22, BayRS 
600-15-F), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Abs. 3 eingefügt: 

,,(3) Die Ermächtigung zum Erlass von 
Verordnungen über die Benutzung der Grün­
anlagen und Grünflächen, die im Eigen­
tum des Freistaates Bayern stehen und von 
der Bayerischen Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen verwaltet werden 
(staatliche Parkanlagen), nach Art. 20 Abs. 1 
des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 
wird auf die Bayerische Verwaltung der staat­
lichen Schlösser, Gärten und Seen übertra­
gen." 

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

2. § 4 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) § 2 Abs. 3 tritt mit Ablauf des 31. Dezem­
ber 2012 außer Kraft." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2011 in 
Kraft. 

München, den 1. September 2011 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Georg F a h ren s c h 0 n, Staatsminister 
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